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Einführung 

Der Begriff  „Regierung" hat in der Rechtswissenschaft bislang keine 
eindeutige Festlegung erfahren.  Ähnlich wie die Begriffe  Gesetzgebung, 
Verwaltung und Rechtsprechung1 erschließt er keinen für jeden Rechts-
kundigen von vornherein genau bestimmten Vorstellungsinhalt. Man 
unterscheidet etwa zwischen „Regierung im materiellen Sinn", „Regie-
rung im organisatorischen Sinn" und „Regierung im formellen Sinn", wo-
bei der organisatorische Regierungsbegriff  in einen Begriff  im weiteren 
Sinn und einen solchen im engeren Sinn weiter aufgegliedert  wird 2 . 
Andere Sinn-Deutungen der „Regierung" ließen sich anführen. Sie kenn-
zeichnen im wesentlichen zwei verschiedene Bedeutungsbereiche: einmal 
die Regierung im institutionellen, organisatorischen, formellen oder sub-
jektiven Sinn, soweit ein Verfassungsorgan  (Bundes-, Landesregierung) 
gemeint ist, und zum anderen die Regierung im funktionellen, inhaltli-
chen, materiellen oder objektiven Sinn, soweit die Ausübung der Staats-
gewalt und die Aufgabe der Staatsleitung angesprochen sind3. Während 
der erste Bereich noch verhältnismäßig klar abgegrenzt erscheint4, gehen 
die Meinungen in der deutschen Staatsrechtslehre über die Frage, was 
Regierung im materiellen oder funktionellen Sinn sei, seit jeher weit 
auseinander. Hier liegt deshalb auch der Schwerpunkt der folgenden 
Untersuchung. 

Der erste, der sich eingehend mit dem Bereich der Regierung ausein-
andergesetzt hat und dessen Auffassung  bis in die Gegenwart fortwirkt, 
war Rudolf  Smend.  In seiner 1923 erschienenen Abhandlung über „Die 
politische Gewalt im Verfassungsstaat und das Problem der Staatsform" 
bestimmte er die Regierung als die politische Gewalt im Staate, d. h. als 
den Bereich, „ in dem der Staat sich und sein Wesen bestimmt und durch-
setzt"5. Smends Gedanken sind auch unter veränderten verfassungsrecht-

1 Dazu E.-W.  Böckenförde,  Gesetz und gesetzgebende Gewalt, S. 14, und 
N. Achterberg,  Probleme der Funktionenlehre, S. 1 ff. 

2 So H. J. Wolff  in Wolff/Bachof,  Verwaltungsrecht I, § 18? ähnlich G. und 
E. Küchenhoff,  Allgemeine Staatslehre, S. 160. 

8 P. Badura,  Evangelisches Staatslexikon, Sp. 1835. 
4 Allerdings wirft auch der organisatorische Regierungsbegriff  gewisse Zwei-

felsfragen  auf. So stellt Klein  (Mangoldt/Klein, Art. 62, Vorbem. I V 1) fest: 
„Die Bezeichnung Bundesregierung' ist nicht eindeutig". Dazu unten im 3. Teil, 
Kap. 1, I. 

5 R. Smend,  Die politische Gewalt, S. 79. 
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liehen Gegebenheiten wiederaufgenommen worden. Vor allem Ulrich 
Scheuner  hat daran angeknüpft und die Regierung als einen Teil der 
politischen Sphäre angesehen, die den Bereich des eigentlichen Verfas-
sungslebens umspannen soll6. Diese Auffassung  ist jedoch nicht unwider-
sprochen geblieben. In einer neueren monographischen Behandlung des 
Themas hat sich Georg  Kassimatis  gegen „die Vermengung des Politi-
schen mit der Regierungstätigkeit" gewandt7. Nach seiner Meinung ist 
Regierung im materiellen Sinn „die leitende, das Interesse des Staats-
ganzen berücksichtigende staatliche Ermessenstätigkeit"8. 

Die bestehende Vielfalt in den Vorstellungen und die Unsicherheit in 
der juristischen Begriffsbildung  geben Anlaß, das rechtliche Phänomen 
„Regierung" — ein halbes Jahrhundert nach Smends grundlegendem 
Beitrag — neu zu durchdenken und einen für die Rechtswissenschaft in 
der Gegenwart sinnvollen Begriffsinhalt  zu erarbeiten. Diesem Ziel soll 
die vorliegende Untersuchung dienen. Der Verfasser  geht dabei davon 
aus, daß sich der Begriff  Regierung als ein staatstheoretisches Problem, 
das mit der Frage nach dem Wesen des Staates und der Staatsgewalt 
unlösbar verknüpft  ist, nicht durch dogmatische Überlegungen allein, 
sondern nur durch Einbeziehung seiner langen verfassungsgeschichtlichen 
Entwicklung erschließen läßt. Die „geschichtlich-politische Bedingtheit 
der staatsrechtlichen Begriffsbildung" 9, die sich gerade auch in bezug auf 
„die Regierung" als zutreffend  erweist, verlangt ein solches Vorgehen. 
Deshalb ist der Entstehung des Begriffes  Regierung und seiner Verwen-
dung im deutschen Verfassungsrecht  ein breiter Raum gewidmet. 

Bei der historischen Analyse sollen in erster Linie die Quellen selbst 
herangezogen werden, das sind in diesem Fall die Texte von Verfassungs-
gesetzen und die Werke der Staatsrechtslehre, während das Schrifttum 
über die behandelten Autoren in den Hintergrund treten kann. Das Zu-
rückgehen auf die Quellen bannt die Gefahr,  daß rein ideologisch ausge-
richtete, aber nicht weiter begründete Behauptungen über die Vergangen-
heit aufgestellt werden. Es bedeutet auf der anderen Seite nicht, daß die 
historische Betrachtung „objektiv" oder „wertfrei"  erfolgt.  Die Staats-
rechtslehren der Vergangenheit können ebensowenig wie die Staatslehre 
der Gegenwart „entpolitisiert" werden, wie es früher  teilweise als Ideal 
bürgerlicher Wissenschaft angesehen wurde. Nicht nur ihre dogmatischen 
Mängel und Schwächen, sondern auch ihre politische Verstrickung und 
ihre Abhängigkeit von den Machtfaktoren der Zeit müssen aufgezeigt 

6 U.  Scheuner,  Der Bereich der Regierung, S. 275 ff. 
7 G. Kassimatis,  Der Bereich der Regierung, S. 49. 
8 Ebd., S. 54. 
9 E.-W.  Böckenförde,  Gesetz und gesetzgebende Gewalt, S. 15; ähnlich ders., 

Die Bedeutung der Unterscheidung von Staat und Gesellschaft, S. 12. 
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werden. Dabei bestimmt der Standpunkt des Betrachters, seine heutige 
Sicht der Ereignisse audi die Darstellung der Vergangenheit. Der Ver-
fasser hat sich insoweit ein Wort Hermann Hellers zu eigen gemacht, der 
in seiner „Staatslehre" ausgeführt  hat: „Al le Geschichte bleibt aber auch 
— noch für den objektivsten Historiker, der in reiner Treue nur darstellen 
wi l l , ,was gewesen ist4 — immer »Geschichte der Gegenwart', d. h. aus der 
Perspektive des Jetzt gesehen"10. 

Die verfassungsgeschichtliche Betrachtung bliebe unvollständig, wenn 
sie sich nur auf die Entwicklung in Deutschland beschränken würde. Der 
Rechtsbegriff  „Regierung" ist so eng mit der Auffassung  vom Staat ver-
knüpft, daß die Staats- und Regierungslehren anderer Nationen, die in 
der westeuropäischen Tradition wurzeln, nicht gänzlich unberücksichtigt 
bleiben können. So soll versucht werden, jedenfalls die wesentlichen 
Ansätze auch in der Entwicklung des englischen Government- und des 
französischen Gouvernement-Begriffes  aufzuzeigen. Der gemeinsame 
Ursprung der von den lateinischen Verben „regere" und „gubernare" 
abgeleiteten Regierungsbegriffe  wird dabei ebenso offenkundig  wie die 
unterschiedliche Entwicklung, die sie genommen haben. Insbesondere 
das englische Beispiel ist geeignet, anhand der völ l ig anderen Bedeutung, 
die das Government im Vergleich mit dem deutschen Regierungsbegriff 
erlangt hat, die Divergenz in den Grundlagen, zwischen angelsächsischer 
und kontinentaler Staatsanschauung, aufzuweisen. 

Dem rechtsvergleichenden Vorgehen kommt daneben praktische Bedeu-
tung für Verständnisprobleme in der Gegenwart zu. Beispielhaft soll hier 
der sog. Berlin-Vorbehalt der Besatzungsmächte angeführt  werden, der 
sich in Nr. 4 des Genehmigungsschreibens der Militärgouverneure zum 
Grundgesetz vom 12. Mai 1949 findet und der auch in dem Viermächte-
Abkommen über Berlin vom 3. September 1971 ausdrücklich aufrecht-
erhalten worden ist. In englischer Sprache heißt es dort, daß Berlin „may 
not be accorded voting membership in the Bundestag or Bundesrat nor 
be governed  by the Federation . . . " n . Die deutsche Übersetzung „. . . 
und auch nicht durch den Bund regiert  werden wird" wird dem unter-
schiedlichen Sinngehalt, den die Begriffe  „Government" und „Regierung" 
im englischen bzw. deutschen Staatsrecht angenommen haben, nicht ge-

10 H. Heller,  S. 28, in Anlehnung an Benedetto Croce;  vgl. Theorie und Ge-
schichte der Historiographie, S. 3 ff. 

1 1 So die Fassung des Genehmigungsschreibens; Hervorhebung vom Verf. 
Die entsprechende Passage im Viermächte-Abkommen, Teil II, B, lautet: „. . . 
that these Sectors continue not to be a constituent part of the Federal Republic 
of Germany and not to be governed by it". 

Bereits im Versailler Friedensvertrag vom 28. Juni 1919 findet sich eine ähn-
liche Bestimmung (Art. 49), die das Deutsche Reich verpflichtete, auf die „Re-
gierung" des Saargebiets zu verzichten: „Germany renounces in favour of the 
League of Nations, in the capacity of trustee, the government of the territory 
defined above" (vgl. H. Triepel,  Recueil Général de Traités, S. 363). 


